Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4366 


Sdiriitlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Pflanzenschutz-Kostengesetzes 

— Drucksache V/4257 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Ritgen 


Der Entwurf eines Pflanzenschutz-Kostengesetzes 
wurde in der Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 11. Juni 1969 an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten federführend sowie an 
den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung überwiesen. 

Der vorliegende Entwurf ergänzt das Pflanzen- 
schutzgesetz vom 10. Mai 1968. Da eine Regelung 
der Kosten für den Gesamtbereich des Pflanzen- 
schutzes bei der Schwierigkeit der Materie noch 
nicht ausgearbeitet werden konnte, bringt der Ent- 
wurf eine Regelung für zwei wichtige Teilbereiche: 

1. Für die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln, die 
seit dem 15. Mai 1969 für neue Mittel obliga- 
torisch durchgeführt wird, und 

2. die Pflanzenbeschaugebühren, für die die Kosten- 
regelung aus der Pflanzenbeschauverordnung — 
unter Anhebung der Gebührensätze übernommen 
werden konnte. 

Das Gesetz wurde notwendig, nachdem bei der 
Beratung des Pflanzenschutzgesetzes die in § 21 des 
Regierungsentwurfs enthaltenen Ermächtigung zur 
Kostenregelung unter dem Eindruck der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 11. Okto- 
ber 1966 zu § 80 Abs. 2 Satz 2 des Kartellgesetzes 
gestrichen worden war. 

Bei der Ausgestaltung des vorliegenden Entwurfs 
wurde — ähnlich wie schon bei dem Gesetz über die 
Erhebung von Kosten beim Bundessortenamt sowie 
über die Gebühren des Patentgerichts in Sorten- 
schutzsache vom 20. Mai 1968 — der Entwurf eines 
Bundesgebührengesetzes in mehrfacher Hinsicht be- 
rücksichtigt: Der Wortlaut der einzelnen Vorschrif- 
ten wurde weitgehend an den genannten Entwurf 


angeglichen; außerdem wurden in der Erwartung 
des genannten Gesetzes nur die für die sofortige An- 
wendung unabdingbar notwendigen Vorschriften 
aufgenommen; alle weiteren Regelungen, z. B. über 
Stundung, Niederschlagung, Verjährung und Erstat- 
tung, bleiben dem Bundesgebührengesetz Vorbe- 
halten. 

Im einzelnen 

§ 1 definiert den Begriff der Kosten in Überein- 
stimmung mit dem Entwurf des Bundesgebühren- 
gesetzes und umschreibt den sachlichen Geltungs- 
bereich des Gesetzes. Wie bereits oben ausgeführt, 
gilt das Gesetz für die Prüfung der Pflanzenschutz- 
mittel und für die Pflanzenbeschau, nicht dagegen 
für sonstige Aufgaben der BBA, z. B. die Prüfung von 
Verfahren von Geräten und von Mitteln, die keine 
Pflanzenschutzmittel sind. Der mehrmals verwendete 
Begriff der „Amtshandlungen" ist dem Entwurf des 
Bundesgebührengesetzes entnommen. Hierunter wird 
nach der Begründung zu jenem Gesetz in Überein- 
stimmung mit Lehre und Rechtsprechung eine beson- 
dere Inanspruchnahme oder Leistung der öffent- 
lichen Verwaltung verstanden. Auch bei den in § 1 
Abs. 2 umschriebenen Aufgaben der BBA, für die 
die Kostenregelung nicht gilt, handelt es sich mithin 
um Amtshandlungen. 

§ 2 regelt die Gebührenhöhe. 

Die Bestimmung verweist primär auf den Tarif 
der Anlage (Absatz 1), setzt Maßstäbe für die Aus- 
füllung der dort vorgesehenen Gebührenrahmen 
(Absatz 2) und regelt besondere Fälle, in denen eine 
Überschreitung der normalen Gebühren gerecht- 
fertigt erscheint (Absatz 3). 
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Absatz 3 Satz 1 regelt die Erhöhung von Gebühren 
bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln. Der 
Bundesrat hat eine Ergänzung für den Bereich der 
Pflanzenbeschau vorgeschlagen. Eine solche Ergän- 
zung erscheint insbesondere im Hinblick auf die 
Verhältnisse auf Flughäfen sachlich gerechtfertigt. 
In der Formulierung sollten jedoch Voraussetzung, 
Ziel und Inhalt derartiger Gebührenerhöhungen kla- 
rer präzisiert werden. Der anschließende Satz über 
die Anhörung des Antragstellers sollte nicht, wie in 
der Gegenäußerung der Bundesregierung vorgetra- 
gen, einen besonderen Absatz bilden, sondern als 
Satz 3 in Absatz 2 verbleiben. Auch dieser Satz be- 
darf jedoch gegenüber dem Vorschlag des Bundes- 
rates einer klareren Fassung. 

§ 3 dient dem Ausgleich der Interessen zwischen 
Antragsteller und Verwaltung, wenn im Einzelfall 
nicht der ganze Prüfungsaufwand erforderlich wird. 
Es erscheint angebracht, daß der Antragsteller außer 
der Antragsgebühr von 100 DM nur die Kosten für 
die bereits abgeschlossenen und begonnenen Prü- 
fungsabschnitte zu tragen hat. 

§ 4 lehnt sich in den Nummern 1 bis 4 eng an den 
Entwurf des Bundesgebührengesetzes an, Die Rege- 
lung geht davon aus, daß mit den Gebühren grund- 
sätzlich der gesamte Verwaltungsaufwand abge- 
deckt wird und Auslagen nur für zusätzliche Mehr- 
aufwendungen erhoben werden sollten. 

Nummer 5 regelt den Sonderfall, daß die BBA an 
Landwirte, die ihre Flächen für die Prüfung zur Ver- 
fügung stellen, besondere Entschädigungen zur Ab- 
geltung von Mindererträgen oder anderen Schäden 
von Versuchs- und Vergleichsflächen zu zahlen hat. 
Im Interesse des Antragstellers ist hier seine vor- 
herige Anhörung vorgesehen. 

§ 5 schafft die Möglichkeit, von der Kosten- 
erhebung ganz abzusehen, wenn übergeordnete 
Interessen des Gemeinwohls dies erforderlich 
machen. Bei massenhaftem Auftreten eines neuen 
spezifischen Schädlings kann es z. B. erforderlich 
werden, Pflanzenschutzmittel auf ihre Wirksamkeit 
gegen diesen Schädling zu prüfen. Eine solche Prü- 
fung soll dann nicht daran scheitern, daß sie wegen 
der hohen Prüfungskosten für den Hersteller ohne 
wirtschaftliches Interesse ist. Die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Ergänzung des § 5 verdeutlicht das 
Gewollte und sollte daher aufgenommen werden. 

§ 6 entspricht weitgehend dem § 12 des Entwurfs 
eines Bundesgebührengesetzes. In Anlehnung an § 1 
der Auslandsfleischbeschau-Gebührenordnung (AG V) 
vom 6. Dezember 1962 (BGBl. I S. 717) ist als zusätz- 
licher Kostenschuldner für die Pflanzenbeschau der 
Verfügungsberechtigte vorgesehen. Als Verfügungs- 
berechtigter ist in Übereinstimmung mit der Aus- 
legung der AGV derjenige anzusehen, der zur Zeit 


der Untersuchung die tatsächliche Gewalt über die 
Ware hat. Die Verwendung dieses allgemein gehal- 
tenen Begriffs soll verhindern, daß die Einlaßstellen 
mit schwierigen Legitimationsprüfungen belastet 
werden. 

§§ 7 und 8 regeln Vorschußzahlung, Sicherheits- 
leistung und Fälligkeit. Sie decken sich weitgehend 
mit den §§ 15 und 16 des Entwurfs eines Bundes- 
gebührengesetzes. 

§ 9 enthält die Berlin-Klausel. 

§ 10 regelt das Inkrafttreten und setzt die entbehr- 
lich gewordenen Gebührenvorschriften der Pflanzen- 
beschauverordnung außer Kraft. Als letzte Änderung 
der Pflanzenbeschauverordnung ist die inzwischen 
erlassene Neunte Verordnung zur Änderung der 
Pflanzenbeschauverordnung vom 16, April 1969 
(BGBl. I S. 306) anzuführen. 

Die Anlage enthält in zwei Abschnitten den Ge- 
bührentarif. 

Nach Abschnitt 1 sollen die Prüfungs- und Zu- 
lassungsgebühren — außer der Antragsgebühr — 
nur insoweit erhoben werden, als Untersuchungen 
erforderlich werden. Soweit die notwendigen Er- 
kenntnisse durch das Studium von Gutachten, von 
Fachliteratur oder auf ähnliche Weise gewonnen 
werden, soll diese Verwaltungstätigkeit mit der An- 
tragsgebühr abgegolten werden. Bei der Festsetzung 
der Gebührensätze wurde von den Erfahrungen der 
BBA bei der bisherigen freiwilligen Prüfung aus- 
gegangen. Die Einführung von Gebührenrahmen 
statt starrer Gebührensätze ermöglicht eine flexi- 
blere Handhabung. Bei der Kalkulation der Gebüh- 
rensätze wurde der Beschluß des Haushaltsausschus- 
ses des Bundesrates vom 7. Dezember 1967 zum 
Pflanzenschutzgesetz (Drucksache V/2367) berücksich- 
tigt, worin die Deckung der auf 1,4 Mill. DM veran- 
schlagten Kosten durch die Gebühren zu finden sei. 

Abschnitt 2 entspricht der bisherigen Anlage 11 
der Pflanzenbeschauverordnung. Die seit 10 Jahren 
unverändert gebliebenen Gebührensätze sollen zur 
Anpassung an inzwischen eingetretene Kostensteige- 
rungen angehoben werden. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat bei seinen Beratungen noch Änderungen 
in den §§ 2, 5 und 10 sowie in der Anlage vorgenom- 
men, die im Ausschußantrag enthalten sind. Der 
Ausschuß folgte damit den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates. 

Zur finanziellen Seite wird der Haushaltsausschuß 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung Stellung nehmen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den Ge- 
setzentwurf in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Dr. Rügen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/4257 — mit den 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Änderungen, im übrigen unverändert nach der Vor- 
lage anzunehmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht 

Vorsitzender 


Dr. Ritgen 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Pflanzensdiutz-Kostengesetzes 

— Drucksache V/4257 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 
(17. Ausschuß) 


Entwurf 

§ 2 

Gebühren 

(1) Die Gebühren werden nach dem Tarif der 
Anlage berechnet. 

(2) Sind im Tarif Rahmensätze für die Gebühren 
vorgesehen, so ist die Gebühr im Einzelfall nach der 
Schwierigkeit der Untersuchungen sowie nach dem 
Zeit-, Arbeits- und Materialaufwand zu bemessen. 

(3) Werden besondere Untersuchungen erforder- 
lich, die außerhalb des Rahmens der üblichen Prü- 
fung liegen, so kann die Gebühr nach den Grund- 
sätzen des Absatzes 2 bis zur doppelten Höhe des 
Tarifs erhoben werden. Der Antragsteller ist vorher 
zu hören. 


§ 5 

Absehen von der Kostenerhebung 

Von der Erhebung von Kosten kann ganz oder 
teilweise abgesehen werden, wenn die Zulassung 
eines Pflanzenschutzmittels überwiegend im öffent- 
lichen Interesse liegt und die Erhebung unter Be- 
rücksichtigung des wirtschaftlichen Nutzens nicht 
gerechtfertigt erscheint. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


§ 2 

Gebühren 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Werden besondere Untersuchungen erforder- 
lich, die außerhalb des Rahmens der üblichen Prü- 
fung liegen, so kann die Gebühr nach den Grund- 
sätzen des Absatzes 2 bis zur doppelten Höhe des 
Tarifs erhoben werden. Werden durch Amtshandlun- 
gen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 Verwaltungskosten ver- 
ursacht, die die üblichen Kosten erheblich über- 
steigen, so kann die Gebühr zur Deckung dieser 
Kosten bis zur vierfachen Höhe des Tarifs erhoben 
werden. In den Fällen der Sätze 1 und 2 ist der An- 
tragsteller vorher zu hören. 


§ 5 

Absehen von der Kostenerhebung 

Von der Erhebung von Kosten kann ganz oder 
teilweise abgesehen werden, wenn die Zulassung 
eines Pflanzenschutzmittels überwiegend im öffent- 
lichen Interesse liegt und die Erhebung unter Be- 
rücksichtigung des wirtschaftlichen Nutzens für den 
Hersteller nicht gerechtfertigt erscheint. 
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Entwurf 
§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 16 bis 19 und 
Anlage 11 der Pflanzenbeschauverordnung vom 
23. August 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1258), zuletzt 
geändert durch die Achte Verordnung zur Ände- 
rung der Pflanzenbeschauverordnung vom 29. März 
1967 (Bundesgesetzbl. 1 S. 390), außer Kraft. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 
§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
m Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 16 bis 19 und 
Anlage 1 1 der Pflanzenbeschauverordnung vom 
23. August 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1258), zuletzt 
geändert durch die Neunte Verordnung zur Ände- 
rung der Pflanzenbeschauverordnung vom 16. April 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 306), außer Kraft. 
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Entwurf 


Anlage 

Tarif 


Abschnitt 1 


Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 

Gebühr 

DM 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

Anlage 

Tarif 

Abschnitt 1 

Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 

Gebühr 

DM 


11 Prüfung der chemischen Zusam- 
mensetzung sowie der chemischen 
und physikalischen Eigenschaften 400 bis 1 200 

Von der Erhebung einer Gebühr ist 
dann abzusehen, wenn die chemi- 
sche Zusammensetzung sowie die 
chemischen und physikalischen 
Eigenschaften eines Pflanzenschutz- 
mittels der Biologischen Bundes- 
anstalt so bekannt sind, daß sie 
ohne Untersuchung beurteilt wer- 
den können. 


II Prüfung der chemischen Zusam- 
mensetzung sowie der chemischen 
und physikalischen Eigenschaften 400 bis 1 200 

Von der Erhebung der Gebühr ist 
dann abzusehen, wenn die chemi- 
sche Zusammensetzung sowie die 
chemischen und physikalischen 
Eigenschaften eines Pflanzenschutz- 
mittels der Biologischen Bundes- 
anstalt so bekannt sind, daß sie 
ohne Untersuchung beurteilt wer- 
den können. 


Prüfungsgegenstand 


Höchst“ I 
zahl der 
Prüf- 
stellen 


Gebühr je 
Prüfstelle 
DM 


Prüfungsgegenstand 


Höchst- 
zahl der 
Prüf- 
stellen 


Gebühr je 
Prüfstelle 
DM 


1. Mittel gegen Pilzkrank- 
heiten (Fungizide) 



1. Mittel gegen Pilzkrank- 
heiten (Fungizide) 



1.1.2. Peronospora 
an Hopfen 

3 

] 800 bis 2 000 

1.1.2. Peronospora 
an Hopfen 

3 

1 000 bis 1 200 






Gebühr 

DM 

2. Ertragsfeststellungen 


100 bis 300 

12. Ertragsfeststellungen 


100 bis 300 
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